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Liebe Freundinnen und Freunde, 
 
 
„Arbeitsreich, aber auch erfolgreich – und das trotz meines Unfalls, der mich fast zwei Monate 
außer Gefecht gesetzt hat“, fällt mir ein, wenn ich auf das vergangene Jahr zurückblicke! 
 
In Zahlen ausgedrückt liest sich meine Jahresbilanz so: 17 Mal bin ich ans Redepult im Deut-
schen Bundestag getreten, 24 Anträge habe ich federführend in den Bundestag eingebracht, 37 
Mal von der Bundesregierung schriftlich und mündlich Auskunft verlangt, 8 Fachgespräche ha-
be ich organisiert und in 116 Pressemitteilungen habe ich Stellung zu aktuellen Themen bezo-
gen. Volles Programm – das gilt nicht nur für die Sitzungswochen im Parlament. 28 Reisen führ-
ten mich als europapolitischen Sprecher der Bundestagfraktion in mehr als 10 Länder – die wei-
testen gingen bis nach Venezuela, Japan, China und Aserbaidschan. Dauergast bin ich natür-
lich in Brüssel und Straßburg.  
 
Die Themenpalette reichte von der Reform der EU-Verträge und dann der Konsequenzen aus 
dem Vertrag von Lissabon, der Erweiterungs- und Nachbarschaftspolitik der Europäischen Uni-
on über die EU-Finanz- und Hauhaltspolitik bis hin zur Meerespolitik, Schiffsemissionen, Elbver-
tiefung und Munitionsaltlasten. Hinzu kommen noch die zahlreichen Themen, die über meine 
Fachgebiete hinaus die Bundespolitik und die Bundestagsfraktion beschäftigt haben.  
 
Anbei findet Ihr eine kleine Auswahl zum Überblick meiner Tätigkeiten im letzten Jahr 
 
Falls Ihr Fragen oder weitergehende Informationen wünscht, könnt Ihr Euch gerne beim Partei-
tag direkt an mich oder auch jederzeit an meine Büros in Berlin und Schleswig-Holstein wen-
den. 
 
Viel Spaß beim Lesen wünscht Euch 
 
 
 

 
 
 
April 2008 
 
 
 
 



Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 
Das politische Jahr 2007 stand im Zeichen 
der deutschen Präsidentschaften: im ers-
ten Halbjahr hatte die Bundesrepublik den 
Vorsitz im Rat der Europäischen Union 
sowie für das ganze Jahr 2007 den Vorsitz 
der G8 übernommen.  
 
Ich habe viel Energie darauf verwandt, 
dass der Bundestag sein Recht auf Infor-
mation wahrnehmen kann. Wir haben die 
Bundesregierung mächtig getrieben, damit 
sie die Vereinbarung zur Zusammenarbeit 
mit dem Bundestag in Fragen rund um die 
EU endlich vollständig erfüllt. Denn die 
Abgeordneten des Bundestags können 
sich nur dann frühzeitig in Europadebatten 
einschalten, wenn sie ihre Entscheidungs-, 
Beteiligungs- und Informationsrechte voll-
ständig wahrnehmen können. Wir Abge-
ordneten mussten uns unser Recht auf 
Information und Beteiligung hart erkämp-
fen: über den Vertrag von Lissabon wur-
de hinter verschlossenen Türen verhan-
delt. 
Der Bundesregierung schien es nicht wirk-
lich ernst zu sein mit ihrer Ankündigung, 
Europa gemeinsam zu gestalten. Letztlich 
hat die Ratspräsidentschaft mit dem Ver-
trag von Lissabon einen tragfähigen Kom-
promiss erzielt. Nun gilt es, darauf zu ach-
ten, wie die noch offenen Fragen ausges-
taltet werden.  
 
Andere große Erwartungen an die deut-
sche Ratspräsidentschaft  
schrumpfen bei näherem Hinsehen; so wie 
der gesetzte Schwerpunkt auf die Weiter-
entwicklung der Beziehungen der EU ge-
genüber seinen östlichen Nachbarn: Die 
Verhandlungen über das Partnerschafts- 
und Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Russland liegen auf Eis, die EU-
Zentralasienstrategie entpuppt sich als 
viel Lärm um wenig Konkretes, die EU-
Nachbarschaftspolitik tritt auf der Stelle. 
Wir fordern in unserem Antrag „Die EU-
Zentralasienstrategie mit Leben füllen“ 
mehr Präsenz der EU in der Region gefor-
dert, tragfähig finanzierte Programme zu 
Menschenrechtsschutz und Rechtsstaat-
lichkeit sowie eine klare Linie mit konkre-
ten Zielvorgaben in den Menschenrechts-
dialogen mit den zentralasiatischen Staa-
ten. Zur Russlandpolitik haben wir den 

Antrag „Anforderungen an eine strategi-
sche Partnerschaft der EU mit Russland“ 
eingebracht.  
  
Den frechsten Coup hat sich jüngst der 
französische Staatspräsident Nicolas Sar-
kozy, künftiger Ratspräsident der EU, ge-
leistet: mit dem Vorschlag einer Mittel-
meerunion wollte er das Konzept der EU-
Nachbarschaftspolitik (ENP) mit den südli-
chen Nachbarn der EU und den Barcelo-
na-Prozess untergraben. In meiner Klei-
nen Anfrage „Zur Ankündigung Frank-
reichs über die Gründung einer Mittel-
meerunion“ habe ich deutlich gemacht, 
dass sich die Bundesregierung von Sarko-
zy nicht auf der Nase herumtanzen lassen 
darf. Das haben wir auch in unserem 
Fachgespräch zur Kooperation mit den 
südlichen EU-Nachbarn und französischen 
Partnern diskutiert. Die EU-
Mittelmeerpolitik braucht keine Doppel-
strukturen, sondern eine sachliche Analy-
se, warum der Barcelona-Prozess und die 
EU-Nachbarschaftspolitik gegenüber den 
südlichen Anrainern bisher so wenig er-
folgreich waren. Eine Sarko-Show machen 
wir nicht mit.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In die aktuelle slowenische Ratspräsident-
schaft fällt die Debatte um die  
Reform des EU-Haushalts. Wie halten wir 
die Finanzen der EU stabil? Wofür wollen 
wir das Geld ausgeben? Aktuell leisten wir 
uns einen strukturkonservativen Haushalt 
mit zu vielen Rabattregeln für einzelne 
Mitgliedstaaten.  



Wir wollen weniger Geld für die Subventi-
onierung landwirtschaftlicher Großbetriebe 
ausgeben und mehr in die nachhaltige 
Entwicklung ländlicher Räume und in Bil-
dung, Forschung und Innovation stecken. 
Ich habe in der grünen Bundestagsfraktion 
die Debatte darüber angestoßen, wie wir 
Einnahmen und Ausgaben im EU-
Haushalt reformieren wollen. Unsere I-
deen für einen stabilen EU-Haushalt ha-
ben wir in die Konsultation der Europäi-
schen Kommission gegeben. Ein Positi-
onspapier der Bundestagsfraktion „Eine 
ökologische und soziale EU braucht stabi-
le Finanzen“ ist in Arbeit.  
 
 
Energie und Klima 
Auf die Klimagipfel-Euphorie im Frühjahr 
folgte die Katerstimmung im Herbst, als 
die Europäische Kommission die Bundes-
regierung daran erinnerte, dass nicht die 
deutsche Autoindustrie die Klimapolitik der 
EU bestimmt. Wie glaubwürdige und 
nachhaltige Klima- und Energiepolitik funk-
tionieren kann, zeigen wir in der grünen 
Bundestagsfraktion mit unserem umfas-
senden Konzept „Energie 2.0 – grüne 
Maßnahmen bis 2020“ sowie in zahlrei-
chen Anträgen zu Klimawandel, Energie-
wende und zu den Klimaverhandlungen 
auf Bali.  
 
Energiepolitik ist Außenpolitik. In der E-
nergieaußenpolitik dominieren Ressour-
cenwettlauf, Energiehunger der Schwel-
lenländer, Konflikte und Klimakatastrophe, 
und damit vor allem Geopolitik die Schlag-
zeilen. Wir brauchen eine multilaterale 
Energieaußenpolitik. Das zeigt sich gera-
de an der Debatte um die geplante  Ost-
seepipeline. In ihrer Antwort auf meine 
Kleine Anfrage „Ökologische Konsequen-
zen der geplanten Ostseepipeline und 
Prüfung alternativer Streckenverläufe“ 
beweist die Bundesregierung einmal mehr, 
dass für sie ein multilateraler Ansatz keine 
Priorität hat. Die Bundesregierung richtet 
ihren Fokus einseitig auf die Frage der 
Versorgungssicherheit, setzt auf Kohle 
und Atomkraft, treibt Pipelineprojekte vor-
an, scheitert aber daran, auf dem heimi-
schen Markt mehr Transparenz zu schaf-
fen und die zentralisierte Netzstruktur end-
lich aufzubrechen.  
 

Energieaußenpolitik muss weiter gedacht 
werden. Sie umfasst auch Entwicklungs-, 
Menschenrechts- und Klimaaußenpolitik. 
In unserem Antrag „Energie, Sicherheit, 
Gerechtigkeit“ halten wir fest: Moderne 
Energieaußenpolitik hilft, unsere Energie-
versorgung langfristig abzusichern und 
trägt zu einer weltweiten Energiewende für 
Energie und Sicherheit bei. Eine verant-
wortliche Energieaußenpolitik setzt auf 
globale Gerechtigkeit. Eine vorausschau-
ende Energieaußenpolitik ist strategische 
Friedenspolitik. Diese Bausteine einer 
„Zukunftsfähigen Energieaußenpolitik“ 
wollen wir am 25. und 26. April in Berlin 
auf einer Fachkonferenz weiter diskutie-
ren.  
 
 

Erneuerbare für Südamerika 
Klimaschutz ist das Gebot der Stunde – 
auch in Südamerika. Von den deutschen 
Erfahrungen und Erfolgen mit erneuerba-
ren Energien berichtete ich auf Einladung 
der deutsch-venezolanischen Industrie- 
und Handelskammer und der deutschen 
Botschaft auf einem Symposium für alter-
native Energien in Caracas. 

Neben den Themen Energiepolitik und 
Umweltschutz drehten sich meine Ge-
spräche mit Regierungs- und Oppositi-
onsmitgliedern um die im Dezember von 
Präsident Hugo Chávez zur Abstimmung 
gestellte Verfassungsreform. Über das 
Verfassungsprojekt und die aktuelle innen- 
wie außenpolitische Situation des Landes 
diskutierte ich in Lübeck mit einem enga-
gierten Publikum. Meine Position: Der 
breite Selbstorganisierungsprozess von 
unten darf nicht durch weitere autoritäre 
Bestrebungen von oben untergraben wer-
den, nachdem die Bevölkerung den von 
der Staatsführung vorgezeichneten Weg 
abgelehnt hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Auslandseinsätze der Bundeswehr: 
Kriterien festlegen 
Einsätze der Bundeswehr im Ausland, wie 
z.B. in Afghanistan, Libanon, Kongo oder 
Bosnien-Herzegowina und Kosovo und die 
daraus resultierenden Konsequenzen ha-
ben Fraktion und Partei im vergangenen 
Jahr sehr beschäftigt. Auch in Zukunft wird 
es internationale Missionen geben, in de-
nen die Bundeswehr gefragt sein wird. Wir 
haben in zahlreichen Anträgen gefordert, 
dass die zivile Konfliktprävention und -
bearbeitung gestärkt wird.  Unsere Forde-
rungen nach klaren und überprüfbaren 
Kriterien für die Entsendung der Bundes-
wehr haben wir im Antrag „Prüfkriterien für 
Auslandseinsätze der Bundeswehr entwi-
ckeln – Unterrichtung und Evaluation 
verbessern“ formuliert. Wir brauchen klare 
Leitlinien zu den Voraussetzungen für 
Auslandseinsätze und langfristige Strate-
gien mit deutlichen Analysen und Ab-
schätzungen der Alternativen, anhand 
derer wir Parlamentarier im Bundestag 
unsere Entscheidungen treffen und die 
zukünftige Diskussion sachlich weiterfüh-
ren können. Zentral bleibt für uns: die 
Bundeswehr ist eine Parlamentsarmee. 
Daher gibt es eine deutsche Beteiligung 
an einem EU-Einsatz nur mit Zustimmung 
des Bundestags.  
 
 
 
Zypern wiedervereinigen 
Zypern ist Mitglied der Europäischen Uni-
on, doch bisher eine geteilte Insel. Jüngst 
gelang der historische Durchbruch: die 
Ledra-Straße in der Altstadt der Haupt-
stadt Nikosia wurde geöffnet. Über 40 Jah-
re war sie in zwei Teile getrennt. Viele 
Menschen auf Zypern hatten große Erwar-
tungen in die deutsche Ratspräsident-
schaft gesetzt. Auf grüne Initiative haben 
wir im interfraktionellen Antrag „Fortschrit-
te für Zypern – Eine Aufgabe für die deut-
sche EU-Ratspräsidentschaft“ von der 
Bundesregierung gefordert, das große 
Vertrauen in die deutsche Seite in die 
Waagschale zu werfen und sich für eine 
Annäherung einzusetzen. Ich bleibe am 
Thema dran: In einem Fachgespräch ha-
ben wir die Spielräume der EU für eine 
Annäherung ausgelotet. Auf meine Initiati-
ve hin hat die Heinrich-Boell-Stiftung zum 
Kinofilm „Akamas“ eingeladen.  

Der Film über die Liebe zwischen einem 
türkischen Zyprioten und einer griechi-
schen Zypriotin symbolisiert eindrucksvoll 
die Geschichte und Teilung der Insel, an-
hand dessen ich mit Regisseur und Fil-
memacher Panicos Chrysanthou und wei-
teren Gästen über das Leben auf der ge-
teilten Insel und Aussichten auf eine Wie-
dervereinigung diskutiert. 
  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   
 
 
 
 
 
 
 

Szenenfoto aus dem Film: „AKAMAS“ 

v.l.n.r.: Cem Özdemir, Panicos Chrysanthou, Niels Kadritzke, Mete 
Hatay, Rainder Steenblock 



Regionale Kooperationen stärken 
Regionale Kooperation schafft Vertrauen. 
Sie ist der Schlüssel zu einem friedlichen 
Zusammenleben, politischer Stabilität und 
guten wirtschaftlichen Beziehungen. Die 
Fähigkeit einzelner Staaten, effektiv und 
friedlich mit ihren Nachbarn zusammen zu 
arbeiten und eine Interessengemeinschaft 
zu bilden, ist Vorrausetzung für eine An-
näherung an die EU. Das gilt für Südost-
europa genau so wie für die Schwarz-
meerregion, den südlichen Kaukasus, 
unsere südlichen Anrainerstaaten und 
den Nahen Osten. Ein erfolgreiches Bei-
spiel sind Initiativen im Schwarzmeerraum, 
die alle Anrainerstaaten des Schwarzen 
Meeres vereinen. 
In der Ostseeregion sollten die Vereinba-
rungen für mehr Meeresschutz und Si-
cherheit auf See ein Vorbild auch für das 
Schwarze-, Kaspische- und Mittelmeer 
werden. Der im November 2007 unter-
zeichnete Baltic Sea Action Plan der Hel-
sinki-Kommission zeigt, dass gemeinsame 
Interessen aller Ostseeanrainer ein-
schließlich Russland zu konkreten Verein-
barungen führen. Wir wollen den Baltic 
Sea Action Plan zum regionalen Baustein 
einer Europäischen Meerespolitik machen.  
In unserem Antrag „Den Ostseeraum zur 
Modellregion für regionale Kooperationen 
ausbauen und den Baltic Sea Action Plan 
zum Baustein einer Europäischen Mee-
respolitik weiterentwickeln“, der auf meine 
Initiative hin erarbeitet wurde, fordern wir 
eine Modellregion Ostseeraum als Vor-
bild für weitere regionale Kooperationen. 
Damit knüpfe ich an meine Initiativen zur 
Europäischen Meerespolitik an. Die Euro-
päische Kommission hat mit dem Blau-
buch „Eine integrierte Meerespolitik für die 
Europäische Union“ und der Meeresstra-
tegie-Richtlinie die Weichen gestellt.  
Nun müssen wir Europäische Meerespoli-
tik konkret machen.  
 
 
Munitionsaltlasten 
Die jüngsten Hinweise auf mit den Giftga-
sen Chlorgas und Phosgen gefüllte Metall-
flaschen in der Lübecker Bucht haben 
buchstäblich eine Altlast ans Licht ge-
bracht: auf dem Grund von Nord- und 
Ostsee lagern Hunderttausende Tonnen 
Sprengköpfe, Seeminen, Wasserbomben 
und Kampfgifte wie Senfgas und Phosphor 

aus dem Zweiten Weltkrieg, außerdem 
versenkte Bundeswehr-, NVA-, Sowjet- 
und NATO-Munition. Wie können wir mit 
den explosiven Altlasten am Meeresgrund 
umgehen? Auf einem Symposium in Kiel 
stellten Fachleute aus Wissenschaft und 
Praxis Verfahren im Umgang mit den Mu-
nitionsaltlasten vor. Beim Munitionsber-
gungsdienst in Schwerin habe ich mich 
über unzureichende Kartierung von Muni-
tion in der Ostsee und Kompetenzstreitig-
keiten informiert. Zentral ist auch die Fra-
ge, wer Bergung und Entsorgung bezahlt. 
 
Unter meiner Federführung wird die grüne 
Bundestagsfraktion den Antrag „Die Zeit-
bombe der Munitionsaltlasten in Nord- und 
Ostsee entschärfen!“ in den Bundestag 
einbringen. Es wird höchste Zeit für ein 
Konzept für den Umgang mit den Altlas-
ten. Unter meiner Federführung stimmt die 
Fraktion zurzeit den Antrag „Die Zeitbom-
be der Munitionsaltlasten in Nord- und 
Ostsee entschärfen!“ ab. Grüne Forderun-
gen im Umgang mit Munitionsaltlasten 
wollen wir mit dem Antrag „Europäischer 
Tag des Meeres: Problem der Munitions-
altlasten in Nord- und Ostsee endlich an-
packen!“ auf der Landesmitgliederver-
sammlung beschließen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Europa verbindet:  
Schulpartnerschaften 
Von meinen Schulbesuchen in osteuropäi-
schen Ländern brachte ich die Idee mit 
nach Hause, möglichst viele Schulen in 
Schleswig-Holstein für einen verstärkten 
Austausch mit Partnerländern wie Geor-
gien, Aserbaidschan, der Ukraine oder 
der Republik Moldowa zu gewinnen. Die 
Vorteile solcher Partnerschaften liegen auf 
der Hand: Junge Leute aus Ost und West 
lernen einander kennen, bauen Vorurteile 
ab, diskutieren und kommen sich näher. 
Für die dortigen SchülerInnen bietet sich 
über den Weg gegenseitiger Besuche die 
einmalige Gelegenheit, nach Deutschland 
zu reisen und einen Einblick in das Leben 
und Lernen deutscher Altersgefährten zu 
bekommen. Schulen in Pinneberg, Elms-
horn, Wedel und Kiel haben sich bereits 
von mir für das spannende Projekt einer 
Schulpartnerschaft begeistern lassen. Ei-
nen ganz besonderen Kontakt knüpfte ich 
bei einem Besuch der Japanischen Schule 
in Halstenbek: Dort stieß mein Vorschlag, 
eine Partnerschaft mit der Deutschen 
Schule in Tokio einzugehen, auf offene 
Ohren. 
 
 
Internationaler Austausch  
Internationale Austauschprogramme för-
dern Verständigung und kulturelle Vielfalt 
und tragen dazu bei, feststehende Erwar-
tungen zu revidieren. Aus diesen Gründen 
übernehme ich auch dieses Jahr die Pa-
tenschaft für zwei amerikanische Gast-
schülerinnen in meinem Wahlkreis Pinne-
berg. Was Megan Godwaldt und Celynn 
Young bis jetzt gesehen haben, hat ihr 
Bild von Deutschland gründlich geändert. 
Mehr Freiheiten, weniger Hausaufgaben – 
über die Unterschiede zwischen Gast- und 
Heimatland habe ich mich mit den jungen 
Frauen aus Kalifornien ausführlich unter-
halten. Bevor es zurück in die USA geht, 
steht noch ein Besuch bei mir in Berlin an. 
Auf der anderen Seite des Atlantiks über-
prüft im Gegenzug die junge Schleswig-
Holsteinerin Sarah Borkowski ihr Bild von 
Nordamerika.  
 
 
 
 
 

Fünf Monate lernte Elene Shatberashevili 
aus Georgien im Rahmen des Internatio-
nalen Parlaments-Stipendiums des Bun-
destags (nicht nur) das politische Leben in 
Deutschland und die Arbeit in meinem 
Abgeordnetenbüro kennen. Ein Abstecher 
führte uns nach Horst: Bei einem Rund-
gang auf dem Hof Dannwisch bekam die 
junge Juristin, die in ihrer Heimat als 
Rechtsberaterin für Bio-Landwirte arbeitet, 
ein Paradebeispiel für biologisch-
dynamische Landwirtschaft zu sehen. 
 
Nun freue ich mich über unseren Neuzu-
gang: Svetlana Nejelscaia lernt vier Mona-
te lang die Arbeit in meinem Berliner Büro 
kennen. Die Journalistin aus der Republik 
Moldowa unterstützt mein Berliner Team 
und ist gespannt darauf, meinen Wahlkreis 
kennenzulernen.  
 
 
 
 
Als Wahlbeobachter in Georgien und 
Armenien 
Freie, gleiche und geheime Wahlen sind 
keine Selbstverständlichkeit. Für die 
OSZE (Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa) beobachtete 
ich in Georgien (2. bis 6. Januar 2008) und 
Armenien (16. bis 20. Februar 2008) den 
Verlauf der Präsidentschaftswahlen. 
Durch Gespräche mit KollegInnen aus 
dem internationalen Beobachterteam, mit 
VertreterInnen von Parteien und gesell-
schaftlichen Gruppen und im Austausch 
mit MedienvertreterInnen konnte ich mir 
einen Eindruck verschaffen, ob die Wahl-
kämpfe demokratischen Regeln entspra-
chen. An den Wahltagen besuchte ich 
Wahllokale und machte mir vor Ort ein Bild 
von der Durchführung der Wahlen. Meine 
Feststellung: In Ländern ohne wirkliche 
Pressefreiheit und ohne echte Gewalten-
teilung ist es auch bei positivem Ablauf 
und eindeutigen Wahlergebnissen letzt-
endlich schwer einzuschätzen, ob die 
Wahlen demokratische Prinzipien erfüllt 
haben.  
 
 
 
 
 
 



Bahnprivatisierung stoppen 
Hinter den Kulissen bereiten Bundesregie-
rung und Deutsche Bahn AG den Börsen-
gang der Bahn im Hauruck-Verfahren vor. 
Kommt die Privatisierung nach der neu-
esten Zauberformel aus Volksaktien- und 
Holding-Modell, drohen massive Stre-
ckenstilllegungen im ländlichen Raum. 
Das Risiko einer weltweit agierenden teil-
privatisierten DB AG tragen die Steuerzah-
lerInnen. In den vergangenen Monaten ist 
deutlich geworden, dass die Privati-
sierungsmodelle nicht mit den Zielen der 
Bahnreform übereinstimmen. Alle Variati-
onen bieten immer wieder Dasselbe an – 
einen integrierten Börsengang à la Meh-
dorn. Wir haben im Bundestag den Antrag 
„Keine Bahnprivatisierung am Parlament 
vorbei“ eingebracht, der genau dies ver-
hindern soll. Schieneninfrastruktur ist eine 
öffentliche Aufgabe und darf auch nicht 
indirekt dem Einfluss von Privatinvestoren 
ausgesetzt werden.  
 
 
 
Runter mit den Schiffsemissionen 
Auf hoher See und in Hafenstädten sorgen 
laufende Schiffsmotoren für mehr als nur 
schlechte Luft: Sie schädigen unser Klima, 
produzieren Lärm und mindern an Küsten 
und in Hafennähe die Lebensqualität. Der 
bedenkliche Trend wird sich mit dem 
wachsenden Schiffsverkehr verstärken.  
Wie können wir das Potenzial der Schiffe 
als umweltfreundlichste Transportmittel 
ausschöpfen? Ich habe mich vor Ort bei 
einem Besuch der Reederei Braren in 
Kollmar schlau gemacht und das Schiff 
„Cellus“ besichtigt, das als weltweit erstes 
Schiff mit dem Umweltgütesiegel „Blauer 
Engel“ ausgezeichnet wurde. Wir fordern 
in unserem Antrag „Klima- und umweltpoli-
tische Herausforderungen der Hochsee-
schifffahrt“ einen ökologischen Schiffs-
verkehr, internationale Regelungen, sau-
bere Kraftstoffe und alternative Antriebe. 
Darüber habe ich beim grünen Fachge-
spräch „Schlechtes Klima zu Wasser und 
zu Land – Instrumente gegen Schiffsemis-
sionen“ in Hamburg mit Fachleuten aus 
Politik, Verbänden und Unternehmen dis-
kutiert. 
 
 
 

Elbvertiefung verhindern 
Begründete Argumente, warum die ge-
plante Elbvertiefung unausweichlich sein 
soll, forderte ich in mehreren Kleinen An-
fragen und mündlichen Fragen im Plenum 
des Bundestags den vergangenen Mona-
ten vergeblich von der Bundesregierung 
ein:  
Sie verweigert bis heute Informationen, 
leugnet offensichtliche Entwicklungen an 
der Elbe, nimmt aktuelle Daten nicht zur 
Kenntnis und zieht angekündigte Vorha-
ben wie die erneute Bedarfsprüfung wie-
der zurück. Mein beharrliches Nachhaken 
im Bundestag wie im Verkehrs- und Um-
weltministerium brachte immerhin ans Ta-
geslicht: Das Planfeststellungsverfahren 
für die Elbvertiefung ist extrem schlecht 
vorbereitet und kommuniziert, die Ministe-
rien haben keine klare Linie, verwickeln 
sich in Widersprüche, die Zweifel wach-
sen, Kritik und Widerstand ebenfalls. In 
der Bewertung der Ausbaumaßnahme 
stimmte ich mit Oberbürgermeister Arno 
Stabbert beim Meinungsaustausch im 
Cuxhavener Rathaus voll überein. 
 
Auf dem von mir initiierten Grünen Hafen-
treffen im Hamburger Rathaus im Januar 
2008 sprachen sich die grünen norddeut-
schen Hafen- und Schifffahrtspolitiker für 
ein nationales Hafenkonzept und gegen 
die geplante Elbvertiefung aus. In Wedel 
protestierte ich mit der Aktion „Fackeln auf 
dem Deich“, die von Dresden bis Cuxha-
ven rund 10.000 Menschen mobilisierte, 
gegen die Vertiefungspläne. Ich erwarte, 
dass die Bundesregierung endlich Stellung 
bezieht. Immerhin geht es um die Sicher-
heit der Menschen hinter den Deichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Fehmarnbeltquerung verhindern! 
Die geplante feste Fehmarnbeltquerung ist 
ein wirtschaftlich und ökologisch unsinni-
ges Verkehrsprojekt in Schleswig-Holstein. 
Verkehrsgutachten bestätigen: die Brücke 
wird sich verkehrsmäßig nicht lohnen. 
Diese Einschätzungen bestätigen die Ant-
worten auf meine Nachfragen bei der 
Bundesregierung. Die Finanzierung ist 
ungewiss, die Zustimmung auf dänischer 
Seite bröckelt, der Staatsvertrag ist alles 
andere als in trockenen Tüchern. Denn 
der Bundestag muss zustimmen. Das Ka-
pitel Femarnbeltbrücke ist also noch  nicht 
abgeschlossen.  Im Rahmen des Kommu-
nalwahlkampfes werde ich gemeinsam mit 
der dänischen Europaabgeordneten 
Margrete Auken, dem Europaabgeordne-
ten Michael Cramer und den Grünen vor 
Ort einen Termin mit dem Fährschiff-
betreiber Scandlines wahrnehmen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
A 20 weiter bekämpfen! 
Der Bau der Autobahn 20 über Bad Sege-
berg hinaus Richtung Elbe und die damit 
verbundene Elbquerung bei Glückstadt 
bleibt ein Schwerpunkt meiner Arbeit. Die 
Elbquerung und die Anbindung bis an die 
A 7 sind verkehrspolitisch und wirtschaft-
lich nicht sinnvoll, so das Ergebnis meiner 
Kleinen Anfrage „Stand der Planungen 
und Bauarbeiten der Autobahn 20 von 
Lübeck in Richtung Elbe“ sowie mehrerer 
Fragen Anfragen an die Bundesregierung.  
 
Im Frühjahr habe ich in Zusammenarbeit 
mit den Kreisverbänden Steinburg und 
Pinneberg Mustereinwendungen für das 
Planfeststellungsverfahren für den Ab-

schnitt von der A 23 bis nach Glückstadt 
entworfen, die wir über das Internet zur 
Verfügung gestellt haben. Die Auswertung 
der Verkehrsuntersuchungen und der Ver-
kehrsmengenkarten 1995/2005 für 
Schleswig-Holstein zeigt deutlich, dass die 
Verkehrsprognosen für dieses Projekt in 
großen Teilen nicht stimmen. Die Ergeb-
nisse meiner Initiativen habe ich in mehre-
ren Pressegesprächen vor Ort erläutert. 
Ich bleibe am Thema dran: als Nächstes 
frage ich die Bundesregierung nach der 
Wirtschaftlichkeit des Weiterbaus der A 20 
auf Grund der neuesten Verkehrsentwick-
lungen. 
 
 
 
Keine Speedboote mehr in der  
Lübecker Bucht ! 
Über zwei Jahre habe ich mich mit der 
Problematik der Lärmbelastungen durch 
Speedboote in der Lübecker Bucht ausei-
nandergesetzt. Ich freue mich, dass ich 
mit meiner Unterstützung der Bürgerinitia-
tive und der Lübecker Grünen dazu beige-
tragen habe, den öffentlichen Druck auf-
zubauen, der zum Erfolg führte: in der Lü-
becker Bucht wird es ein Fahrverbot für 
Speedboote geben. Auch in Dömitz und 
Geesthacht haben wir gemeinsam er-
reicht, dass das Powerbootrennen abge-
sagt wurde. Es ist für mich ein schöner 
Erfolg, dass sich über den Widerstand vor 
Ort, vernetzt mit der Abgeordnetentätigkeit 
in Berlin, politische Erfolge auch aus der 
Opposition heraus erzielen lassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Ein kleiner Ausblick:  
Kommunalwahlkampf 2008 
Der erste gemeinsame Neujahrsempfang 
der Kreisverbände Steinburg und Pinne-
berg, auf dem ich die politische Rede 
gehalten habe, war auch für mich ein guter 
Start in das Kommunalwahljahr 2008. Die 
ersten Wahlkampf-Termine stehen in mei-
nem Kalender: Infotische, Abendveranstal-
tungen, Aktionen und Pressetermine in 
den Kreisen Stormarn, Ostholstein, Plön, 
Herzogtum Lauenburg und meinem Hei-
matkreis Pinneberg. Vor dem Hintergrund 
der fast handlungsunfähigen Großen 
Koalitionen in Berlin und Kiel und den 
vielen schwarzen Mehrheiten in den kom-
munalen Parlamenten können wir gemein-
sam einen guten Wahlkampf führen. Un-
sere Themen wie die Verkehrs-, Umwelt- 
und Klimapolitik werden von diesen 
Mehrheiten nicht zukunftsorientiert gelöst. 
Hier müssen wir gemeinsam Akzente set-
zen. Die geplanten Kohlekraftwerke und 
die Verkehrsprojekte A 20 und Fehmarn-
beltquerung sind die großen Symbole für 
die rückwärtsgewandte Politik von CDU 
und SPD. Es gibt aber sicherlich auch vor 
Ort die kleineren Beispiele für diese Poli-
tik. Gemeinsam mit Euch möchte ich vor 
Ort diese Themen aufgreifen und einen 
dynamischen und frischen Kommunal-
wahlkampf zusammen mit Euch machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Besuch in Berlin und Straßburg 
Was auf der bundes- und europa-
politischen Bühne passiert, konnte ich Be-
suchergruppen aus Schleswig-Holstein in 
Berlin und Straßburg hautnah vermitteln.  
In der „Hauptstadt Europas“ besuchten 30 
SchülerInnen das Europaparlament und 
den Europarat. Auch ein Besuch im ehe-
maligen Konzentrationslager Natzweiler-
Struthof gehörte zum Programm.  
Die Reisegruppe, die in der Bundeshaupt-
stadt zu Gast war, warf einen Blick hinter 
die Kulissen verschiedener Ministerien 
und nahm an einer Plenarsitzung teil: Dort 
konnten die BesucherInnen ihren Abge-
ordneten gleich am Redepult erleben.  
Über Besuch von Schulklassen in Berlin 
freue ich mich immer.  
 
Gerne erzähle ich über meinen Arbeitsall-
tag während der Sitzungswochen und er-
kläre, dass die Arbeit der Abgeordneten 
zur gleichen Zeit an vielen verschiedenen 
Orten stattfindet, wenn ich nach den lee-
ren Rängen im Bundestag gefragt werde. 
 
 


